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Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes  

23 d (Gogilis) 
Nbst.: -2428 

Gerne nehmen wir zum Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes 
Stellung. 

 
Artikel 2 Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 
zum 1. Januar 2027 
Nummer 3: 
 
Die Änderungsentwürfe für § 4 A - C ProdGewStatG betreffen Betriebserhebungen 
und beinhalten die komplette Streichung der vierteljährlichen Statistik zum 
Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe sowie die Streichung der beiden jährlichen 
Strukturstatistiken „Ergänzungserhebung im Bauhauptgewerbe“ und „Jährliche 
Erhebung im Ausbaugewerbe und bei Bauträgern“. 
 
Zur Begründung wird im Referentenentwurf (vgl. S. 34) ausgeführt, es bestünden zu 
allen drei Statistiken keine EU-Lieferverpflichtungen. Demgegenüber enthält der 
Abschnitt zu Buchstabe b folgende Passage: „Da die Streichung der 
Ergänzungserhebung einen Informationsverlust insbesondere bei kleineren 
Unternehmen für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen bedeutet, ist dies bei 
einer künftigen Neukonzeption im Rahmen des neuen Systems der 
Unternehmensstatistiken zu berücksichtigen.“ Der Wegfall der Ergänzungserhebung 
im Bauhauptgewerbe birgt zudem Risiken für die regionale Erwerbstätigenrechnung 
(ETR): Diese Erhebung liefert wichtige Daten zur Ermittlung der „Selbstständigen und 
mithelfenden Familienangehörigen“. Diese Teilmenge der Erwerbstätigen ist in den 
Lieferungen an Eurostat gesondert bis zur Kreisebene auszuweisen. Wegfallende 
Daten sind dabei durch andere Merkmale vollständig zu kompensieren. Die 
Maßnahme ist vor dem Hintergrund der angestrebten Entlastung der Unternehmen 
von Berichtspflichten als positiv zu bewerten. 
 
 
Artikel 9: Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes 
 
Die wesentliche Änderung durch Artikel 9 des Referentenentwurfs ist der Wegfall der 
Berichtspflicht für Schulungsheime (Streichung § 3 Abs. 2 Satz 2) und Vorsorge- und 
Rehabilitationskliniken (Streichung § 3 Abs. 2 Satz 3). Die Erhebung in beiden 
Einrichtungsarten geht derzeit über das in der EU-Verordnung Nr. 692/2011 über die 
europäische Tourismusstatistik geforderte Maß hinaus.  
 
Die beabsichtigte Änderung des Unternehmensstatistikgesetzes durch die 
vorgesehene Herausnahme von Schulungsheimen sowie Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen aus der Beherbergungsstatistik wird mit erheblicher 
fachlicher Skepsis bewertet. Vorsorge- und Rehabilitationskliniken leisten 
insbesondere in Kurorten sowie in zahlreichen ländlich geprägten Räumen einen 
substanziellen Beitrag zum Übernachtungsaufkommen und sind damit integraler 
Bestandteil der touristischen Infrastruktur. Ihre Nichtberücksichtigung führt zu einem 
strukturellen Bedeutungsverlust der amtlichen Statistik, da die ausgewiesenen 
Übernachtungszahlen in betroffenen Regionen deutlich abgesenkt werden und die 
tatsächliche touristische Leistungsfähigkeit verzerrt abgebildet wird. Dies betrifft 
kleinere Kommunen mit großen Rehabilitationseinrichtungen in besonderem Maße.  
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Darüber hinaus sind systematische Verwerfungen zentraler tourismusstatistischer 
Kennzahlen zu erwarten. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer wird infolge des 
Wegfalls der in der Regel längeren Reha-Aufenthalte signifikant sinken, sowohl auf 
kommunaler als auch auf Landesebene. Gleichzeitig wird die Bettenauslastung 
rechnerisch reduziert, insbesondere in Destinationen mit vergleichsweise schwächer 
ausgelasteter Hotellerie. Auch saisonale Muster werden verfälscht, da Aufenthalte in 
Rehabilitationseinrichtungen typischerweise geringeren saisonalen Schwankungen 
unterliegen als klassische touristische Übernachtungen. Insgesamt wird die 
Aussagekraft zentraler Steuerungsindikatoren erheblich beeinträchtigt. 
 
Die geplante Änderung führt zudem zu einem erheblichen Bruch in den Zeitreihen der 
Beherbergungsstatistik. Eine belastbare Vergleichbarkeit mit Vorjahreswerten ist nur 
noch eingeschränkt möglich. Eine rückwirkende Bereinigung der Zeitreihen durch 
Herausrechnung entsprechender Einrichtungen ist in der überwiegenden Zahl der 
betroffenen Gemeinden kaum umsetzbar. Hinzu kommt, dass durch die Verringerung 
der einbezogenen Betriebe vermehrt Tatbestände der statistischen Geheimhaltung 
greifen dürften, da für einzelne Gemeinden nicht mehr ausreichend Beobachtungen 
vorliegen. In der Folge können für diese Kommunen keine Ergebnisse aus der 
Monatserhebung mehr veröffentlicht werden, was die Transparenz zusätzlich 
einschränkt und die zeitliche Vergleichbarkeit weiter beeinträchtigt. 
 
Aus fachlicher Sicht ist ferner eine Schwächung der statistischen Sichtbarkeit des 
wachsenden Segments des Gesundheitstourismus festzustellen. 
Rehabilitationsaufenthalte sind eng mit touristischen Wertschöpfungsketten verbunden 
und tragen wesentlich zur wirtschaftlichen Stabilität vieler Regionen bei. Vor dem  
 
Hintergrund des demografischen Wandels ist von einer weiter steigenden Bedeutung 
dieses Segments auszugehen. Die Streichung der entsprechenden Datengrundlage 
steht daher im Widerspruch zu dem Ziel, den Gesundheitstourismus als 
zukunftsträchtigen Teilmarkt zu stärken und angemessen statistisch abzubilden. 
 
Auch im Hinblick auf finanzwirksame Steuerungsinstrumente ergeben sich erhebliche 
Folgewirkungen. Übernachtungszahlen bilden eine zentrale Bemessungsgrundlage für 
verschiedene Abgaben und Umlagen, etwa im Rahmen von Tourismusverbänden oder 
kommunalen Finanzierungsinstrumenten. Der Wegfall dieser Datengrundlage führt 
entweder zu unmittelbaren Einnahmeausfällen oder macht zusätzliche, eigenständige 
Erhebungen erforderlich. Dies würde neue bürokratische Belastungen für Länder und 
Kommunen begründen und steht insofern im Widerspruch zur intendierten 
Entlastungswirkung des Gesetzentwurfs. 
 
Die im Entwurf bezifferte Bürokratieentlastung von bundesweit rund 237.000 Euro 
setzt darüber hinaus nicht an der richtigen Stelle an. Sie dürfte überwiegend größeren 
Trägern von Rehabilitationseinrichtungen zugutekommen, die in der Regel über 
hinreichende administrative Ressourcen verfügen. Kleine und mittlere Unternehmen 
der Tourismuswirtschaft, die typischerweise stärker von bürokratischen Anforderungen 
betroffen sind, profitieren hingegen nicht.  
 
Schließlich ist mit zusätzlichen Belastungen für Tourismusorganisationen zu rechnen. 
Bestehende Kennzahlensysteme in den Bereichen Berichterstattung, 
Verwendungsnachweise und strategische Steuerung müssten umfassend angepasst 
werden. Etablierte Indikatoren verlieren an Aussagekraft und bedürfen einer 
aufwendigen Neudefinition. Insgesamt führt die vorgesehene Änderung damit zu einer 
signifikanten Schwächung der statistischen Grundlage für tourismuspolitische 
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Entscheidungen sowie zu zusätzlichen administrativen Aufwänden, ohne dass 
eine zielgenaue Entlastungswirkung erkennbar wird. 
 
Artikel 11 Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der 
Unternehmensstatistiken (SysdU-Vorbereitungsgesetz – SysdUVorbG) 
Zu § 2 (Aufgaben des Statistischen Bundesamtes) 
 
Zu Absatz 2: Das „Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“ 
(ESVG) verlangt eine regionale Zuordnung der wirtschaftlichen Aktivitäten zum Ort der 
Produktion. Daher bilden Niederlassungen unverzichtbare Einheiten für die regionale 
VGR und ETR. Im Rahmen der Reform ist daher verbindlich sicherzustellen, dass 
Niederlassungen und Betriebe auch künftig als eigenständige und maßgebliche 
Einheiten erhalten bleiben. 
 
Zu § 3 (Übermittlung von Daten des Bundesanzeigers): Die Übermittlung der im 
Bundesanzeiger vorliegenden Jahres- und Konzernabschlüsse wird ausdrücklich 
begrüßt. Die in Abs. 1 vorgesehene Begrenzung der Übermittlung auf Jahres- und 
Konzernabschlüsse eines einzelnen (noch festzulegenden) Geschäftsjahres ist mit 
Hinblick auf den in der Gesetzesbegründung festgehaltenen Zweck zur Überprüfung 
der Eignung der Daten zur Verwendung für das neue System der Wirtschaftsstatistiken 
aus fachlicher Sicht jedoch kritisch zu bewerten. So können Sondereffekte - basierend 
auf einem einzelnen Geschäftsjahr - nicht identifiziert, die zeitliche Verfügbarkeit der  
 
Abschlussunterlagen nicht geprüft und eine zeitliche Konsistenz der 
betriebswirtschaftlichen Kennzahlen nicht bewertet werden. Für eine umfassende 
Bewertung der Datenquelle ist daher die Verfügbarkeit der Daten für mehrere 
aufeinanderfolgende Geschäftsjahre zwingend erforderlich. Daher sollte eine 
Erweiterung der Übermittlung in Abs. 1 von einem Geschäftsjahr auf fünf 
Geschäftsjahre vorgenommen werden, konkret auf den Zeitraum der Jahre 2020 bis 
einschließlich 2024. 
 


